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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Vogel (Ennepetal), Berger, Gerster (Mainz), Dr. Miltner, 

Wagner (Günzburg), Dr. Hornhues und der Fraktion der CDU/CSU 


Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


betr. Konsequenzen im öffentlichen Dienst, insbesondere im nichttechnischen 
Bereich, aus der Einführung der Fachhochschulen 


Durch Vereinbarung aller Bundesländer vom 31. Oktober 1968 
wurde die Einführung der Fachhochschulen als neue Hochschul- 
form beschlossen. Verwirklicht wurde die Vereinbarung zuerst 
vor allem auf dem Gebiet der Ingenieurbildung, wo seit 
1970/1971 praktisch alle früheren Ingenieurakademien in Fach- 
hochschulen umgewandelt sind; eine Ausdehnung auf andere 
Bereiche ist vorgesehen und notwendig. Die bereits im Beruf 
tätigen Absolventen der durch die Fachhochschulen abgelösten 
Bildungseinrichtungen, bisher insbesondere der früheren Inge- 
nieurschulen und Ingenieurakademien, wurden grundsätzlich 
vollberechtigt in die bildungspolitische Neuregelung ein- 
bezogen. 

Zu den Zielen der Einführung der Fachhochschulen gehörte und 
gehört es, durch einen praxisbezogenen, aber in der Wertigkeit 
dem herkömmlichen Hochschulstudium angenäherten Bildungs- 
gang den gestiegenen Anforderungen der modernen Technik, 
Wirtschaft und Verwaltung gerecht zu werden und zugleich 
eine befriedigende Alternative zum Hochschulstudium her- 
kömmlicher Art anzubieten. Diese Zielsetzung wird aber für 
den Bereich des öffentlichen Dienstes vereitelt, wenn aus der 
bildungspolitischen Neuordnung keine Konsequenzen hinsicht- 
lich der Zuweisungen von Funktionen, der laufbahnrechtlichen 
und der besoldungsrechtlichen Einstufung gezogen werden. 

Die Bundesregierung sieht bisher selbst für den technischen Be- 
reich, in dem die Fachhochschulen seit mehreren Jahren ein- 
geführt sind, trotz dringender Aufforderungen hartnäckig da- 
von ab, Vorschläge für die notwendige Neustrukturierung vor- 
zulegen; einzelne isolierte Besoldungszugeständnisse sind da- 
für kein ausreichender Ersatz. Im nichttechnischen Bereich fehlt 
es darüber hinaus schon an jeglicher Maßnahme des Bundes zur 
Einbeziehung des öffentlichen Dienstes in das Konzept der 
Fachhochschulbildung. 

Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 

1. Ist die Bundesregierung bereit, die insbesondere im Bereich 
der Ingenieurausbildung bereits erfolgte Einführung der 
Fachhochschulen und die daraus für den öffentlichen Dienst 
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zu ziehenden funktionalen, laufbahnpolitischen und besol- 
dungspolitischen Folgerungen als Modell für entsprechende 
Neuregelungen im nichttechnischen Bereich der Justiz, der 
Fachverwaltungen und der allgemeinen Verwaltung zu be- 
trachten? 

2. Welche Gründe haben die Bundesregierung bewogen, die 
Einführung von Fachhochschulen bzw. Ausbildungsgängen 
auf Fachhochschulebene für nichttechnische Laufbahnen bis- 
her allein den unterschiedlichen Initiativen einzelner Län- 
der zu überlassen, anstatt die sich abzeichnende Entwick- 
lung rechtzeitig mit einem eigenen und einheitlichen Kon- 
zept aufzugreifen? 

3. Welche Länder haben bisher Fachhochschulen oder Ausbil- 
dungsgänge auf Fachhochschulebene für die Ausbildung 
von Beamten gehobener nichttechnischer Laufbahnen einge- 
richtet oder durch Gesetz, Rechtsverordnung oder Verwal- 
tungsvorschriften die Einrichtung vorgesehen? 

4. Trifft es zu, daß sowohl die Bundesbeamten in diesen Län- 
dern als auch diejenigen Landesbeamten, deren Laufbahn- 
ausbildung bundesrechtlich geregelt ist, wie Steuerbeamte 
und Rechtspfleger, an der landesrechtlich vorgesehenen 
Fachhochschulausbildung nicht teilnehmen können, und hält 
- wenn ja - die Bundesregierung diese Benachteiligung für 
gerechtfertigt? 

5. Wann beabsichtigt die Bundesregierung, dem Deutschen 
Bundestag Änderungen 

a) des Bundesbeamtengesetzes zur Einführung von Ausbil- 
dungsgängen auf Fachhochschulebene für Bundesbeamte, 

b) des Steuerbeamten-Ausbildungsgesetzes und des Rechts- 
pflegergesetzes zur Einführung von Ausbildungsgängen 
auf Fachhochschulebene für Steuerbeamte und Rechts- 
pfleger in den Ländern, 

c) des Beamtenrechtsrahmengesetzes zur allgemeinen Ein- 
führung von Ausbildungsgängen auf Fachhochschulebene 
für Beamte der Länder und Gemeinden 

vorzuschlagen? 


Bonn, den 6. August 1973 


Vogel (Ennepetal) 

Berger 

Gerster (Mainz) 

Dr. Miltner 
Wagner (Günzburg) 

Dr. Hornhues 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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